 Gefeß- Sammlın 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 3. 


(Nr. 7573.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Unterſtütungskaſſe für Waiſen von 
Steuerbeamten in der Provinz Hannover. Vom 9. Januar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


8 
Die auf Grund der Statuten vom 24. Mai 1853. errichtete Unterſtützungs⸗ 
kaſſe für Waiſen von Steuerbeamten in der Provinz Hannover wird vom 1. Juli 
1870. ab aufgehoben. Die Aufnahme neuer Mitglieder der Unterſtützungskaſſe 
findet fortan nicht mehr ſtatt. 


Die Verpflichtung, den am 1. Juli 1870. vorhandenen und den ferner 
nachbleibenden nach Maaßgabe der Statuten unterſtützungsberechtigten Waiſen 
die Unterſtützung von je acht Thalern jährlich bis zum vollendeten achtzehnten 
Lebensjahre zu gewähren, wird unter Verzichtleiſtung auf fernere Entrichtung 
von Beiträgen der Betheiligten vom 1. Juli 1870. ab auf den Staat über⸗ 
nommen. 


. 
Mit dem 1. Juli 1870. fällt das alsdann vorhandene Vermögen der Un- 
terſtützungskaſſe der Verfügung des Staates anheim. 


F. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Januar 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 
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Auxsgegeben zu Berlin den 2. Februar 1870. 


(Ir. 7574.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der 
Stadt Quedlinburg, Regierungsbezirk Magdeburg, zum Betrage von 
70,000 Thalern. Vom 27. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Quedlinburg im Einverſtändniſſe mit 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, Behufs Vereinigung 
der vorhandenen älteren Stadtſchulden ünd zur Beſtreitung außerordentlicher 
ſtädtiſcher Ausgaben ein Anlehen von 70,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem 
Ende auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt-Anleihe⸗ 
ſcheine ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes 

vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten (Geſetz-Samml. S. 75.), durch gegen⸗ 
wärtiges Privilegium zur Ausſtellung von ſiebenzig Tauſend Thalern Quedlinburger 
„Stadt⸗Anleiheſcheine, welche nach dem anliegenden Muſter in 700 Stücken, und 
2 zwar zu je 100 Thalern, auszufertigen, mit vier und einhalb vom Hundert jähr- 
lich zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, vom Jahre 1870. 
einſchließlich ab durch Auslooſung oder Ankauf mit mindeſtens Eins vom Hun⸗ 
dert der Kapitalſchuld, unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten 
Zinſen, alljährlich zurückzuzahlen ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere 
landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Anleihe: 
ſcheine in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates 
zu bewilligen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1869. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


de 43 a 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


(Stadtwappen.) 


Anleiheſchein 


der 


VUUUJ)))))) dure 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 27. Dezember 1869. 
(Geſetz-Samml, von 18. S. ). a 


Quedlinburg, den in es 8 


Wir Magiſtrat der Stadt Quedlinburg urkunden und bekennen hierdurch, daß 
der Inhaber dieſes Schuldſcheines die Summe von Einhundert Thalern Preußiſch, 
deren Empfang wir beſcheinigen, als einen Theil der in Gemäßheit des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vorm (Geſetz⸗Samml. ©. ...) 
aufgenommenen Anleihe von 70,000 Thalern von der Stadt Quedlinburg zu 
fordern hat. Die auf vier und einhalb Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind 
am 1. Juli und 2. Januar jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rück⸗ 
gabe der ausgefertigten halbjährlichen Zinsſcheine gezahlt. 

Der umſtehend abgedruckte Plan enthält die näheren Bedingungen. Das 
Anleihekapital wird binnen längſtens neununddreißig Jahren getilgt. 


(Siegel.) 
Der Magiſtrat. 
(Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsvorſitzenden und zweier Magiſtratsbeiſitzer.) 
: Eingetragen in das Kontrolbuch Blatt ... 
N. N. 
Stadthauptkaſſen⸗Rendant. 
Hierzu find Zinsſcheine s 1. bis 8. nebſt Anweiſung ausgereicht. 


Nr. 75740 6* Plan 


Dlan 
zu einer 


von der Stadt Quedlinburg aufzunehmenden Anleihe von 70,000 Thalern, 
buchſtäblich: ſiebenzig Tauſend Thalern. 


1) Von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten⸗Verſammlung der Stadt 
Quedlinburg iſt beſchloſſen worden, Behufs Vereinigung der vorhandenen 
älteren Stadtſchulden, ſowie zur Beſtreitung außergewöhnlicher ſtädtiſcher 
Ausgaben und Bedürfniſſe, ein Anlehen von 70,000 Thalern aufzuneh⸗ 
men und zu dieſem Ende auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen 
verſehene Stadt-Anleiheſcheine auszugeben. 

2) Dieſe Anleiheſcheine werden in Stücken zu Einhundert Thalern aus⸗ 
gegeben. 

3) Die Zinſen dieſes Darlehns werden mit jährlich vier und einhalb vom 
Hundert postnumerando, am 1. Juli und 2. Januar jeden Jahres, 
ſowie ſpäterhin, ſo lange die Zinſen nicht verjährt ſind, gegen Rückgabe 
der ausgefertigten halbjährigen Zinsſcheine durch die Stadthauptkaſſe 
gezahlt. 

4) Die Rückzahlung des ganzen Anleihekapitals erfolgt mittelft Verlooſung 
oder Ankaufs der Anleiheſcheine nach dem von der Staatsbehörde ge- 
l Tilgungsplane in den Jahren 1870, bis ſpäteſtens 1908. ein⸗ 
ſchließlich. 

5) Die Auslooſung erfolgt im Monat Juni jeden Jahres in öffentlicher 
Magiſtratsſitzung. 

6) Den Stadtbehörden bleibt jedoch das Recht vorbehalten, die Tilgungs- 
ſummen über die Sätze des Planes hinaus zu verſtärken oder auch 
ſämmtliche Darlehen auf einmal zu kündigen, während den Inhabern 
der Anleiheſcheine ein Kündigungsrecht nicht zuſteht. 

7) Die Nummern der einzulöſenden Schuldverſchreibungen werden unter 
Bezeichnung des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
öffentlich bekannt gemacht. 

8) Dieſe Bekanntmachung, welche die Stelle der Kündigung vertritt, er⸗ 
folgt ſpäteſtens drei Monate vor dem Zahlungstage unter Bezeichnung 
des letzteren in einer oder mehreren der zu Quedlinburg erſcheinenden 
Zeitungen, in der Magdeburgiſchen Zeitung, in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Magdeburg und in dem Staatsanzeiger. 

9) Mit dem Ablaufe der Kündigungsfriſt hört die Verzinſung des gekün⸗ 


digten Kapitals auf. Sollte eins der vorbeſtimmten Blätter eingehen, 


ſo wird von dem Magiſtrate mit Genehmigung der Königlichen Regie⸗ 
rung ein anderes ſubſtituirt. 

10) Die Zurückzahlung des Kapitals erfolgt gegen Auslieferung des Anleihe⸗ 

ſcheins und der nicht verfallenen Zinsſcheine. i f 

11) Für die fehlenden Zinsſcheine wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

f 12) Die 


12) Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche 
innerhalb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben 
werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in welchem ſie fällig geworden ſind, nicht erhobenen Zinſen ver⸗ 
jähren zu Gunſten der Stadt. a 

13) Mit dieſer Schuldverſchreibung find acht halbjährige Zinsſcheine ausgegeben; 
die 9 Zinsſcheine werden für fünfjährige Zeiträume ausgegeben 
werden. ; 

14) Die Ausgabe einer neuen Zinsſchein⸗Reihe erfolgt bei der Quedlinburger 
Stadthauptkaſſe gegen Ablieferung der der älteren Zinsſchein-Reihe bei⸗ 
gedruckten Anweiſung. 

15) Beim Verluſte der Anweiſung erfolgt die Aushändigung der neuen Zins⸗ 
ſchein⸗Reihe auf rechtzeitige Vorzeigung an den Inhaber der Schuld⸗ 
verſchreibung. B 

16) Beim Verluſte der Anleiheſcheine kommen die Vorſchriften der Verord⸗ 
nung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation 
verlorener oder vernichteter Staatspapiere, § F. 1. bis 12., mit der Maaß⸗ 
gabe zur Anwendung, daß i 

a) die im $. 1. der Verordnung vorgeſchriebenen Anzeigen dem Ma⸗ 


giſtrate von Quedlinburg gemacht werden, dem alle nach der Ver⸗ 


ordnung dem Schatzminiſterium gebührenden Geſchäfte und Befug⸗ 
niſſe zuſtehen, während gegen ſeine Verfügungen die Berufung an 
die Königliche Regierung zu Magdeburg ſtattfindet, 

b) das im $. 5. gedachte Aufgebot beim Königlichen Kreisgerichte zu 
Quedlinburg erfolgt, und 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
durch die oben bezeichneten Blätter geſchehen, 

d) an die Stelle der im F. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
vier treten, und an die Stelle des §. 8. erwähnten achten Zahlungs- 
termines der fünfte tritt. 

Zinsſcheine können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. 

Doch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinsſcheinen vor Ablauf 

der vierjährigen Verjährungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den 

ſtattgehabten Beſitz der Zinsſcheine durch Vorzeigung der Schuldverſchrei⸗ 

bung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekom⸗ 

menen Zinsſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. Br 

17) Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen, ſowie der durch diefen 
Anleiheſchein überhaupt eingegangenen Verpflichtungen, haftet das Ge⸗ 

ſammtvermögen der Stadt und die Steuerkraft ihrer Bürger. 


Duebimburg den mat 8 18; 
Der Magiftrat. 
(Unterſchriften.) 


(Nr. 7574.) Pro⸗ 


a. FCC 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Reihe 8 2 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
Zinsſchein AR ..... 
(Trockener Stempel.) 
(Erſter) Zinsſchein 
zum 
Anleiheſcheine der Stadt Quedlinburg 1 
über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 
Inhaber empfängt am nn . 18.. an halbjährlichen Zinſen 
f der Quedlinburger Stadthauptkaſſe zwei Thaler ſieben Silbergroſchen ſechs 
ennige. 
Quedlinburg, den en 18, 
Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsvorſitzenden und zweier Magiſtratsbeiſitzer.) 
Reih? Zinsſchein 


Dieſer Zinsſchein wird un ültig, wenn fein Geld- 
betrag nicht innerhalb vier Jahren nach dem Schluſſe 
des Kalenderjahres, in welchem er fällig geworden iſt, 
erhoben, oder wenn die Vorderſeite durchſtrichen oder eine 
Ecke abgeſchnitten wird. : 


(Eigenhändige Namensunterſchrift eines Kontrol— 
beamten.) 


Provinz Sachſen, Vegierungsbezirk Magdeburg. 
Anweiſung 


zum 


Anleiheſchein der Stadt Quedlinburg 1 
über f 
Einhundert Thaler 
zu vier und einhalb Prozent Zinſen. 

Inhaber empfängt gegen dieſe Anweiſung zu dem vorbezeichneten Anleihe⸗ 
ſcheine die te Reihe Zinsſcheine für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der 
Stadthauptkaſſe zu Quedlinburg, ſofern von dem Inhaber des Anleiheſcheines 
nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben worden iſt. 

Quedlinburg d? 18 

i (Trockener Stempel.) 

Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsvorſitzenden und zweier Magiſtratsbeiſitzer.) 
(Eigenhändige Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten.) 


Fr. 7575.) 


- 


ee 


(Nr. 7575.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Dezember 1869., betreffend die Verleihung der 

h Befugniß an die Gemeinden Kalterherberg und Mützenich im Kreiſe 
Montjoie zur Erhebung des einmeiligen Wegegeldes auf der von den⸗ 
ſelben ausgebauten Kommunalſtraße von Kalterherberg nach Müßenich. 


Auf Ihren Bericht vom 21. Dezember d. J. will Ich den Gemeinden Kalter⸗ 
herberg und Mützenich, im Kreiſe Montjoie, Regierungsbezirks Aachen, für die 
von denſelben ausgebaute Kommunalſtraße von Kalterherberg nach Mützenich, 
gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das 
Recht zur Erhebung eines einmeiligen Wegegeldes nach den Sätzen und Beſtim⸗ 
mungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. e 


Berlin, den 27. Dezember 1869. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
ö Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7576.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligationen der Stadt 
5 M. Gladbach, Regierungsbezirk Düſſeldorf, zum Betrage von 80,000 Tha⸗ 
lern. Vom 3. Januar 1870. 85 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Oberbürgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
der Stadt M. Gladbach darauf angetragen haben, daß derſelben zur Tilgung 
älterer Schulden und zur Deckung verſchiedener außerordentlicher Ausgaben ge⸗ 
ſtattet werde, ein Darlehn von 80,000 Thalern, gefchrieben: achtzig Tauſend 
Thalern, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender, mit Zinskupons und 
Talons verſehener Obligationen aufzunehmen, und bei dieſem Antrage im In⸗ 
tereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern ge⸗ 

Nr. 75757576.) un⸗ 


funden hat, fo exiheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Gefehes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an 


jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium die landesherrliche 


Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen. a i N 
N 
Es werden ausgegeben achthundert Obligationen, jede zu Einhundert 
Thalern. 

b Die Obligationen werden mit fünf vom Hundert jährlich verzinſet und die 
Zinſen jedes Jahr am 2. Januar und 1. Juli von der ſtädtiſchen Gemeindekaſſe 
zu Gladbach gegen Rückgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 

Zur Tilgung der Schuld wird jährlich mindeſtens Ein Prozent von dem 
Kapitalbetrage der emittirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obli⸗ 
gationen verwendet. Der Stadtgemeinde bleibt vorbehalten, größere Beträge 
zurückzuzahlen und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den 
Inhabern der Obligationen ſteht ein Kündigungsrecht gegen die Stadtgemeinde 
nicht zu. 

$. 2. 

Zur Leitung der Geſchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til⸗ 
gung der auszugebenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung auf eine Amtsdauer von ſechs Jahren eine Schuldentilgungs-Kom⸗ 
miſſion gewählt, welche für die treue Befolgung der gegenwärtigen Beſtimmun⸗ 
gen verantwortlich iſt und zu dem Ende von der Regierung zu Düſſeldorf in 
Eid und Pflicht genommen wird. Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, 
von denen eins aus der Stadtverordneten-Verſammlung und die beiden anderen 
aus der Bürgerſchaft zu wählen ſind. 

F. 3. 

Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar jede zu 
Einhundert Thalern, von Eins bis inkl. achthundert, nach dem angehängten 
Schema ausgeſtellt, von dem Oberbürgermeiſter und den Mitgliedern der 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Rendanten der ſtädtiſchen 
Gemeindekaſſe kontraſignirt. 

Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufügen. 


H. 4. | 

Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre Zinskupons nach 
dem angehängten Schema beigegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt nach vorhergehender 
öffentlicher Bekanntmachung (wie im $. 7.) bei der Gemeindekaſſe zu Gladbach 
gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie nach dem angehängten 
Schema beigedruckten Talons. 

N Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Sins 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 5 
Die 


„ i = 


„Die Kupons und die Talons werden mit dem Fakſimile des Oberbür⸗ 
germeiſters und der Mitglieder der Schuldentilgungs-Kommiffion verſehen und 
von dem Rendanten der Gemeindekaſſe unterſchrieben. 


$. 5. 

Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Betrag 
derſelben an den Vorzeiger durch die ſtädtiſche Gemeindekaſſe gezahlt. Auch wer⸗ 
den die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemeindekaſſe, nament- 
lich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung angenommen. 


$. 6. 
Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fünf Jahren nach dem Verfalltage zur Zahlung präſentirt werden. 
Die dafür ausgeſetzten Fonds verfallen zum Vortheil der Stadtkaſſe zu 
Gladbach. 
NER 


Die nach F. 1. zurückzuzahlenden Obligationen werden entweder durch An⸗ 
kauf getilgt oder jährlich durch das Loos beſtimmt. Die Nummern der durch 
das Loos gezogenen Obligationen werden wenigſtens drei Monate vor dem Zah⸗ 
lungstermine nebſt den Nummern der durch Ankauf getilgten Obligationen öffent⸗ 
lich bekannt gemacht, und zwar durch den Staatsanzeiger, durch das Amtsblatt 
der Regierung zu Düſſeldorf, durch die Cölniſche Zeitung und durch das Glad⸗ 
bacher Kreisblatt. 

Im Falle des Eingehens eines dieſer Blätter wird mit Genehmigung der 
Regierung zu Düſſeldorf ſtatt deſſen ein anderes beſtimmt und dieſe Beſtimmung 
in den übrig gebliebenen Blättern bekannt gemacht. 


i $. 8. 

Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters 
durch die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher durch die 
im $. 7. bezeichneten Blätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, 
zu welchem dem Publikum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird 
ein von dem Oberbürgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unter⸗ 
zeichnendes Protokoll aufgenommen. 


9. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den dazu be⸗ 
ſtimmten Tagen nach dem Nominalwerthe durch die ſtädtiſche Gemeindekaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage 
hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit letzteren ſind zu⸗ 
gleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine fälligen Zinskupons einzu⸗ 
liefern; geſchieht dieſes nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von 
dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung dieſer Kupons verwendet. 


$. 10 


Die Kapitalbeträge derjenigen ausgelooſten Obligationen, welche nicht 
Jahrgang 1870. (Nr. 7576.) 7 bin⸗ 


— 50 — 
binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einlöſung vorgezeigt wer⸗ 
den, ſollen der Verwaltung der ſtädtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depofitum 
überwieſen werden. 

Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbeträge dürfen nur auf eine von der 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontrafignirte Anweiſung des Oberbürgermeiſters 
zu beſtimmungsmäßiger Verwendung an den Rendanten der Gemeindekaſſe ver- 
abfolgt werden. 

Die deponirten Kapitalbeträge ſind den Inhabern jener Obligationen 
längſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligationen bei der Gemeinde⸗ 
kaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


SH 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Obli- 
n find in den nach der Beſtimmung unter $. 7. jährlich zu erlaſſenden 
ekanntmachungen wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 
dieſer wiederholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach 
dem Zahlungstermine zur Einlöſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter 
$. 13. gemäß, als verloren oder vernichtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obli- 
gationen binnen dieſer Friſt angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen 
als getilgt angeſehen werden und die dafür deponirten Kapitalbeträge der Stadtkaſſe 
anheim fallen. 
$. 12. 


Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Gladbach 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften und kann 
die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten 
Zeit gezahlt werden, auf Zahlung derſelben durch die Gläubiger gerichtlich ver⸗ 
klagt werden. 

8 


i In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die auf 
die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 
16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder 


vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Beſtimmun⸗ 
gen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädti⸗ 
ſchen Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden 
alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der an⸗ 
geführten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Ver⸗ 
fügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an bie Regierung zu 
Düſſeldorf ftatt; 


b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei demjenigen 
Landgerichte, wozu Gladbach 0er ig folg jenig 


e) die in den § F. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſollen 
durch die im $. 7. angeführten Blätter geſchehen. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; jedoch 
ſoll 
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fol demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der fünffährigen 
Verjährungsfriſt bei der ſtädtiſchen Schuldentilgungs⸗Kommiſſion anmeldet und 
den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Obligation oder 
ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Be⸗ 
trag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen 
Quittung ausgezahlt werden. 

Zu Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
fandesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem 
Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 3. Januar 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Ca mphauſen. 
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ee 
Kheinprovinz, Regierungsbezirk Düffeldorf. 


Obligation der Stadt M. Gladbach 


(Stadtſiegel.) 
Serie MER Thaler 100 
über 


Ein hundert Thaler Kurant. 


D Endesunterzeichneten, durch das Allerhöchſte Privilegium vom, 
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hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der Inhaber 
dieſer Obligation die Summe von Einhundert Thalern Kurant, deren Empfang 
ſie beſcheinigen, von der Stadt M. Gladbach als Darlehn zu fordern hat. 


Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 2. Januar und 
1. Juli jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten 
halbjährlichen Zinskupons gezahlt. Das Kapital wird durch Amortiſation getilgt 
werden, weshalb eine Kündigung von Seiten des Gläubigers nicht zuläſſig iſt. 


Die näheren Beſtimmungen ſind in dem nachſtehend abgedruckten Privile⸗ 
gium enthalten. 


M. Gladbach, den ken 1 
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Der Oberbuͤrgermeiſter. Kommiſſion. gung 
(Unterſchrift.) (Unterſchriften.) 
Der Rendant der Gemeindekaſſe. 
(Unterſchrift.) 


Beigefügt find die Kupons Serie I, Nr. 1. bis 10. 
nebſt Talon. Die folgenden Serien Zinskupons werden 
gegen Einlieferung der Talons bei der Gemeindekaſſe ver⸗ 
abreicht. 
(Rückſeite.) 
Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligationen der 
Stadt Al. Gladbach zum Betrage voen Thalern. 


(Folgt der Abdruck des Privilegiums.) 


Rhein⸗ 


u 


Rheinprovinz, Kegierungsbezirk Düſſeldorf. 


Serie I. 
Zinskupon M. 
über 
zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen Zinſen 
a zur a 
Obligation der Stadt M. Gladbach 
Lilien... 2... 
über 


Einhundert Thaler. 


(Trockener Stempel.) 
Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 
(Fakſimile.) : (Fakſimilia.) 
Der Rendant der ſtädtiſchen Gemeindekaſſe. 
(Unterſchrift.) 


Der Oberbuͤrgermeiſter. 


Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag binnen fünf Jahren nach dem Ver⸗ 
falltage nicht erhoben wird. 


Gr. 75760 Rhein⸗ 


Rheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
een 


zu der 


M. Gladbacher Stadt-Obligation 
Littr. Me 
über 
Ein hundert Thaler, 
zu fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe bei der Gemeinde⸗ 
kaſſe zu M. Gladbach zu der vorbenannten Obligation der Stadt M. Gladbach 
über Einhundert Thaler Mr ..... die (zweite) Serie Zinskupons für die fünf 
Jahre von 18. bis 18.., ſofern von dem Inhaber der Obligation dagegen bei 
n we ſtädtiſchen Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kein Widerſpruch 
eingeht. 


eee 18. 


(Trockener Stempel.) 


Der Oberbuͤrgermeiſter. Die eee 
GFakſmilt⸗ (Fatfimilia,) 


Der Rendant der Gemeindekaſſe. 
(Unterſchrift.) 


Ar. 75775 
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(Fr. 7577.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen des 
Georgs⸗Marien⸗Bergwerks- und Hüttenvereins zu Osnabrück zum Betrage 
von 700,000 Thalern. Vom 15. Januar 1870. \ 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem der Verwaltungsrath des Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
vereins zu Osnabrück auf Grund der von der Generalverſammlung am 24. Mai 
1869. erklärten Genehmigung zum Zwecke der Einziehung und Tilgung aller 
noch umlaufenden Obligationen älterer Anleihen des Vereins eine neue Anleihe 
von ſiebenhundert Tauſend Thalern bei der Norddeutſchen Bank in Hamburg 
aufzunehmen beſchloſſen und darum nachgeſucht hat, daß es geſtattet werden 
möge, nach dem mit dieſem Bankhauſe abzuſchließenden Haupt⸗Darlehnsvertrage 
für die gedachte Summe dreitauſend fünfhundert Stück auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verſehene und von der Norddeutſchen Bank mitzuvoll⸗ 
Kae Bartial- Obligationen über je zweihundert Thaler unter der Firma des 
Vereins auszuſtellen und auszugeben, ertheilen Wir in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten (Geſetz⸗Samml. ©. 75.), und der Ver⸗ 
ordnung vom 17. September 1867. (Gefeß-Samml. S. 1518.) durch gegen⸗ 
wärtiges Privilegium dem oben genannten Verein zur Ausſtellung von ſieben⸗ 
hundert Tauſend Thalern Partial⸗Obligationen des Anlehens des Vereins, welche 
nach dem anliegenden Schema in dreitauſend fünfhundert Apoints zu je zweihundert 
Thalern auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von 
Seiten der Gläubiger unkündbar, nach näherem Inhalt der auf jeder Partial⸗ 
Obligation abzudruckenden Haupt⸗Schuldverſchreibung in den Jahren 1872. bis 
ſpäteſtens 1889. zu amortiſiren find, Unſere landes herrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung, daß ein jeder Inhaber dieſer Partial⸗Obligationen die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums daran nachweiſen 
zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Vorſtehendes Privilegium, welches Wir unter Vorbehalt der Rechte Dritter 
und ohne dadurch den Inhabern der Partial-Obligationen in Anſehung ihrer 
Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen, ertheilen, 
iſt nebſt dem Entwurfe der Haupt⸗Schuldverſchreibung und den Schemas zu den 
Partial⸗ Obligationen, Zinskupons und Talons durch die Geſetz⸗Sammlung zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Januar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 
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5 Haupt⸗Schuldberſchreibung 


des 
Georgs⸗Marien⸗Bergwerks- und Huͤttenvereins zu Osnabruͤck 
über 
ſiebenhundert Tauſend Thaler 
4 der Thalerwährung, 


zu fünf Prozent pro anno verzinslich. 


Der unterzeichnete Vorſtand des Georgs-Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenvereins 

hat auf Grund der ihm von der Generalverſammlung am 24. Mai 1869. er⸗ 

theilten Ermächtigung zum Zwecke völliger Einziehung ſämmtlicher noch in Kurs 

befindlicher Obligationen älterer Anleihen eine neue Anleihe von 700,000 Thalern, 
„ſiebenhundert Tauſend Thalern“,, 


der Thalerwährung unter folgenden Bedingungen bei der Norddeutſchen Bank in 
Hamburg kontrahirt. 5 


Der Vorſtand beurkundet durch dieſe in öffentlicher Form zu vollziehende 
Haupt⸗Schuldverſchreibung, daß der Georgd - Marien » Bergwerks- und Hütten⸗ 
verein nach richtig empfangener Valuta die ganze Anleiheſumme von 700,000 
Thalern der Norddeutſchen Bank in Hamburg, deren Nachfolgern und ECeſſio⸗ 
nairen ſchuldet, und verſpricht Namens des Vereins, dies auf Seiten des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Darlehn mit fünf Prozent jährlich, vom 1. Januar 1870. 
an, in halbjährlichen Zielen zu verzinſen, auch nach Maaßgabe des unter Nr. VI. 
feſtgeſtellten Tilgungsplanes durch jährliche Aufwendung von 25,000 Thalern, 
unter Zuſchlag der durch die planmäßige Amortiſation jährlich erſparten Zinſen, 
vom Jahre 1872. an, in ferneren 18 Jahren völlig zurückzubezahlen. 


II. 


Zur Sicherheit der Gläubiger wegen des Kapitals, der Zinſen, auch 

etwaiger Schäden und Koſten, beſtellt der Verein eine öffentliche Generalhypothek 
an ſeinem geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögen, eine öffentliche 

Spezialhypothek aber ̃ 

a) an der Georgs-Marienhütte mit allen darauf erbauten und noch ferner 
zu erbauenden Eiſenhüttenwerken und allen zum Betriebe derſelben die⸗ 
nenden Einrichtungen und Anlagen; 

b) an dem geſammten gegenwärtigen und in Zukunft etwa zu erwerbenden 
Bergwerkseigenthum des Vereins, nebſt allen auf den verliehenen Gru⸗ 
benfeldern befindlichen und noch ferner anzulegenden Stollen, Schächten, 
Grubenhäuſern und ſonſtigen Bergwerksanlagen; 

c) an 


Be 


e) an der ſogenannten Hüggel⸗Eiſenbahn zwiſchen der Georgs⸗Marienhütte 
und den Eiſenſtein⸗ Bergwerken am Hüggel, ſowie an der jetzt im Bau 
begriffenen Verbindungs⸗Eiſenbahn zwiſchen der Hüggelbahn und der 
Venlo⸗Hamburger Bahn, nebſt allen zu dieſen Bahnen gehörenden oder 
noch zu erwerbenden Grundſtücken, vorhandenen oder noch zu errichten⸗ 
den Gebäuden und ſonſtigen Anlagen. 

Die vorbeſtellten Pfandrechte ſollen in die Hypothekenbücher der König⸗ 
lichen Amtsgerichte Osnabrück und Iburg eingetragen, und es ſoll unter der 
Haupt⸗Schuldverſchreibung die gehörig erfolgte Eintragung gerichtsſeitig beſchei⸗ 
nigt werden. 1 


Kraft des von Seiner Majeſtät dem Könige sub dato 
Allerhöchſt ertheilten landesherrlichen Privilegii wird dieſe Haupt⸗Schuldverſchrei⸗ 
bung in 3500 Stück auf jeden Inhaber lautende Partial⸗Obligationen über je 
200 Thaler zerlegt. : 

Der Vorſtand wird diefelben unter der Firma des Vereins ausfertigen 
und, nachdem jede einzelne Obligation mit der Unterſchrift der Norddeutſchen 
Bank in Hamburg verſehen iſt, der letzteren gegen eine unter die Haupt⸗Schuld⸗ 
verſchreibung zu ſetzende Empfangsbeſcheinigung überliefern. f 

Die Haupt ⸗Schuldverſchreibung wird ſodann beim Königlichen Amtsgerichte 
Osnabrück verwahrlich niedergelegt. 


IV. 


Jeder Inhaber einer Partial⸗Obligation hat verhältnißmäßigen Antheil 
an den aus dieſer Haupt⸗Schuldverſchreibung herzuleitenden Rechten und an dieſer 
Urkunde ſelbſt. Alle Rechte aus der Haupt⸗Schuldverſchreibung können daher nur 
von den Inhabern der Partial⸗Obligationen ausgeübt werden, und zwar der⸗ 
geſtalt, daß jeder nach Verhältniß des in feiner Partial⸗Obligation verbrieften 
Antheils zur ſelbſtſtändigen und unmittelbaren Geltendmachung der mit der For⸗ 
derung verbundenen Zuſtändigkeiten, namentlich auch zur Geltendmachung der 
hiervor beftellten Hypotheken, berechtigt iſt. Auf Grund der Haupt⸗Schuldverſchrei⸗ 
bung allein können daher gegen den Verein keine Rechte geltend gemacht werden. 


V. 


Einer jeden Partial⸗Obligation werden halbjährlich am 2. Januar und 
1. Juli fällige, auf den Inhaber lautende Zinskupons für je fünf Jahre, und auf 
den Inhaber lautende Talons zum Behufe der für den Inhaber koſtenfreien Er⸗ 
hebung weiterer Zinsabſchnitte ausgegeben. 


VI. 


Die Rückzahlung des Darlehns erfolgt in der Weiſe, daß am 2. Januar 
eines jeden Jahres, zuerſt am 2. Januar 1872., die in Gemäßheit der nachfol⸗ 
genden Beſtimmungen ausgelooſten Obligationen durch Zahlung des Nennwerths 
an den Präſentanten eingelöſt werden. g 
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Es ſollen ausgelooſt werden: ö N 
1) pro 2. Januar 1872. Partial⸗Obligationen im Betrage von 25,000 Rthlr., 
2 : 1873. . . 26,200 
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Summa Kurant 700,000 Rthlr. 


Es bleibt dem Vereine vorbehalten, jederzeit den Amortiſationsfonds zu 
verſtärken, oder außerhalb des Amortiſationsverfahrens Partial⸗Obligationen durch 
die öffentlichen Blätter mit mindeſtens ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und durch 
Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Die Nummern der zu amortiſirenden Obligationen werden jährlich in 
Gegenwart eines Notars durch den Vorſtand des Vereins in einem mindeſtens 
vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem 
den Inhabern der Partial⸗Obligationen der Zutritt geſtattet iſt, ausgelooſt und 
ſpäteſtens drei Monate vor dem Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 

Die Inhaber derjenigen ausgelooſten oder gekündigten Partial⸗Obliga⸗ 


tionen, welche nicht binnen drei Monaten nach Ablauf des Zahlungstermins zur 


Einlöſung präſentirt worden ſind, ſollen vom Vorſtande durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung, unter Angabe der Nummern der betreffenden Obligationen, zur 
Einlöſung innerhalb fernerer vier Wochen aufgefordert werden. Nach Ablauf 
dieſer Friſt ſoll der Vorſtand die noch rückſtändigen fälligen Kapitalien auf 
Gefahr und Koſten der Inhaber der betreffenden Obligationen beim Königlichen 
Amtsgerichte Osnabrück deponiren, wogegen die Inhaber jeden Anſpruch gegen 
den Verein, inſonderheit auf die vom Verein beſtellten Hypotheken, verlieren. 
Die eingelöſten Obligationen ſollen dem Königlichen Amtsgerichte Osna⸗ 
brück zur Kaſſirung und Löſchung in den Hypothekenbüchern überreicht, und es 


ſoll in jedem Auslooſungstermine durch gerichtliche Beſcheinigung nachgewieſen 


werden, daß ſämmtliche ſeit dem letzten Auslooſungstermine fällig gewordenen 
Obligationen entweder dem Königlichen Amtsgerichte Osnabrück zu vorgedachtem 
Zwecke überreicht, oder daß die darin verbrieften fälligen Kapitalien den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen gemäß deponirt ſind. za 


ee 
Vi 


Die Einlöfung der jedesmal fälligen Zinskupons und der ausgelooſten 
oder gekündigten Partial⸗ Obligationen, ſowie die Ausgabe neuer Zinskupons, 
erfolgt koſtenfrei für den Inhaber bei der Norddeutſchen Bank in Hamburg oder 
nach Wahl des Inhabers bei der Vereinskaſſe auf der Georgs-Marienhütte. 

Wenn obige Firma etwa eingehen ſollte, ſo wird der Verein eine neue 
Zahlſtelle beſtimmen und gehörig, vergl. Nr. XV., bekannt machen. 


II 


Die Zinſen für ausgelooſte oder gekündigte Obligationen werden bis zum 
Tage der Fälligkeit des Kapitals gezahlt. Bei Rückzahlung des Kapitals müſſen 
ſowohl die Partial⸗Obligationen, als auch die 5 nicht fälligen Kupons und 
der Talon zurückgegeben werden. — Der Betrag fehlender Kupons wird vom Ka⸗ 
pitale gekürzt. x 


Nach dem Geſetze, die Verjährung perſönlicher Klagen und die Einführung 
kurzer Verjährungsfriſten für dieſelben betreffend, de dato Hannover, den 
22. September 1850., unterliegen die ausgelooſten und gekündigten Kapitalien 
einer zehnjährigen, mit dem Fälligkeitstage beginnenden, die fälligen Zinſen einer 
vierjährigen, mit dem auf den Fälligkeitstag folgenden letzten Dezember begin⸗ 
nenden, Verjährung. £ 


Die Mortifikation abhanden gekommener Partial⸗ Obligationen iſt in Ge⸗ 
mäßheit des $. 501. der allgemeinen bürgerlichen Prozeßordnung de dato Han⸗ 
nover, den 8. November 1850., geſtattet. Nach ſtattgehabter Mortifikation ſollen 
demjenigen, zu deſſen Gunſten ſie erfolgte, die abhanden gekommenen Obliga⸗ 
tionen auf feine Koſten durch neue erſetzt werden. 

N Die Mortifikation von Zinskupons iſt nicht zuläſſig. Iſt ein Zinskupon 
verloren gegangen und der Verluſt innerhalb der Verjährungsfriſt dem Vor⸗ 
ſtande des Vereins angezeigt, ſo wird der Betrag des Kupons noch innerhalb 
einer ferneren, von Ablauf der Verjährungsfriſt zu berechnenden, präkluſtviſchen 
Friſt von einem Jahre nachgezahlt, inſofern nicht etwa der Kupon inmittelſt von 
einem Dritten eingereicht und realiſirt iſt. Der Verein wird durch Annahme 
der Anzeige von dem Verluſte eines Kupons nicht verpflichtet, die Legitimation 
eines etwaigen Präſentanten zu prüfen, oder die Realiſation des Kupons zu 
vertagen. 

5 Auch verlorene Talons können nicht mortifizirt werden. 

Die Ausreichung der neuen Serie von Zinskupons erfolgt, wenn der dazu 
beſtimmte Talon nicht bis zum Fälligkeitstermine des zweiten der Kupons der 
neuen Serie eingereicht worden iſt, an den Präſentanten der betreffenden Partial⸗ 

Obligation gegen beſondere Quittung. Iſt aber rechtzeitig vorher der Verluſt 
des Talons dem Vorſtande angezeigk und der Aushändigung der Kupons wider⸗ 
ſprochen worden, ſo werden dieſelben zurückbehalten, bis die ſtreitigen Anſprüche 
gütlich oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. 5 
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Wenn der Verein es für zweckmäßig erachten follte, die nachbenannten 
Pfandobjekte zu verkaufen, als: 
a) ſeine jetzt außer Betriebe befindlichen Steinkohlenfelder mit Zubehör, 
b) feine Eiſenbahnen ganz oder theilweiſe, und zwar letztere an die Verwal⸗ 
tung einer der anliegenden Eiſenbahnen, 
e) die bislang nicht in Betrieb geſetzten Eiſenſteinsfelder am ſüdlichen Hüggel, 
d) einzelne der nicht ſpeziell verpfändeten Grundſtücke, inſonderheit auch das 
Eine oder Andere von den zur Gemeinde Georgs⸗Marienhütte gehören⸗ 
den Wohnhäuſern und unbebauten Grundſtücken, 


ſo ſollen dieſe Verkaufsobjekte dann, aber auch nur dann, aus dem Pfandnexus 
austreten, wenn die ganze kontraktlich bedungene Kaufſumme — beziehungsweiſe, 
wenn im Falle des Verkaufs der Steinkohlenfelder der Kaufpreis niedriger ſein 
follte, als der der Bilanz pro 30. Juni 1868. zu Grunde liegende Buchungs⸗ 
werth, der letztere — zur Tilgung von Partial⸗Obligationen dieſer Anleihe, 
außer den im Wege des Amortlſationsverfahrens zu tilgenden, verwandt wird, 
und zwar ſobald die zu dieſem Zwecke getilgten Partial⸗Obligationen dem betref⸗ 
fenden Gerichte Behufs Löſchung im Hypothekenbuche überreicht worden ſind. 

Wenn endlich einzelne der nicht ſpeziell verpfändeten Grundſtücke oder 
Theile derſelben gegen andere Grundſtücke ausgetauſcht werden ſollten, ſo ſcheiden 
erſtere aus dem Pfandnexus aus, ſobald der Vorſtand die Hypothek auf letztere 
eintragen läßt. ir 


Die Löſchung der für dieſe Anleihe beſtellten Pfandrechte erfolgt hinſicht⸗ 
lich des Betrages aller derjenigen Partial⸗Obligationen, welche nach erfolgter 
Einlöſung vom Vorſtande des Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenvereins 
mit dem Antrage auf Löſchung den zuftändigen Gerichten überreicht werden, be⸗ 
ziehungsweiſe deren Inhaber nach erfolgter gerichtlicher Deponirung der fälligen 
Kapitalien ihre Anſprüche an den Verein in Gemäßheit der Beſtimmungen unter 
Nr. VI. verloren haben, ſowie hinſichtlich derjenigen Pfandobjekte, welche nach 
ien Beſtimmungen unter Nr. XI. aus dem Pfandnexus aus⸗ 

heiden. 

Nach Löſchung ſämmtlicher Hypotheken erfolgt die Kaſſirung der Haupt⸗ 
ſchuldverſchreibung. 

XIII. 


Dem Zwecke der Anleihe gemäß ſind bereits die ſämmtlichen zur Zeit 
noch ungelöſchten hypothekariſchen Schulden des Vereins gekündigt worden und 
es verpflichtet ſich der Vorſtand, nach eingetretener Fälligkeit die gekündigten 
Obligationen prompt einzulöſen, ſofort zu kaſſiren und innerhalb dreier Monate 
nach erfolgter Einlöſung dem zuſtändigen Gerichte zur Löſchung zu überreichen, 
ſo daß drei Monate nach erfolgter Einlöſung der ſämmtlichen gekündigten Obli⸗ 
gationen die jetzige Anleihe die erſte Stelle in den Hypothekenbüchern ein⸗ 
nehmen wird. 

. . In 
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In dem erſten Auslooſungstermine, im Jahre 1871., wird der Vorſtand 
durch Vorlegung gerichtlicher Beſcheinigungen nachweiſen, daß, beziehungsweiſe 
wie weit die älteren Vereins⸗Obligationen kaſſirt und die dafür beſtellten Hypo⸗ 
theken gelöſcht ſind. 

Sollten bis dahin einzelne Obligationen der früheren Emiſſionen etwa 
noch nicht zur Zahlung präſentirt und kaſſirt, die dafür beſtellten Hypotheken 
alſo nach Ausweis der gerichtlichen Beſcheinigungen noch nicht gelöſcht ſein, ſo 
verpflichtet ſich der Verein, einen dem Nominalbetrage der noch nicht kaſſirten 
älteren Obligationen gleichen Betrag von Obligationen dieſer Anleihe außer den 
planmäßig auszulooſenden in dem gedachten Termine zur Auslooſung zu bringen. 

XIV. 

Die Inhaber der Partial⸗Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung der 
darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der vorſtehend 
feſtgeſetzten Amortiſationsbeſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 

a) wenn die Zinszahlung für verfallene Zinskupons innerhalb 4 Wochen, 
nachdem dieſelben bei einer der feſtgeſetzten Zahlſtellen und event. im 
Büreau des Vorſtandes des Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
Vereins präſentirt worden, nicht erfolgt , 

b) wenn der Verein feinen vorſtehend sub Nr. XIII. feſtgeſtellten Ver⸗ 
pflichtungen wegen Einlöſung der Obligationen früherer Emiſſionen, und 

e) feinen sub Nr. VI. und XIII. feſtgeſtellten Verpflichtungen zur Amor⸗ 
tiſation dieſer Anleihe nicht gehörig nachkommt. 

In allen dieſen Fällen iſt jeder Inhaber einer Partial⸗Obligation berech⸗ 
tigt, die Zahlung des darin verſchriebenen Kapitalbetrages nebſt Zinſen bis zum 
Zahlungstage zu fordern, und zwar mit Ablauf einer ſechsmonatlichen Friſt nach 
e einer darauf gerichteten ſchriftlichen Kündigung an den Vorſtand des 

ereins. 

Dieſe Kündigungsbefugniß fällt weg, wenn von derſelben in dem Falle 
sub a. bis zur Einlöſung der betreffenden Zinskupons, in dem Falle sub b. bis 
zu dem Tage, wo die präſentirten Obligationen eingelöſt und dem zuſtändigen 
Gerichte zur Löſchung überreicht find, in dem Falle sub c. innerhalb 6 Monaten 
nach dem Tage, an welchem die Auslooſung, beziehungsweiſe die Einlöſung der 
ausgelooſten Obligationen hätte erfolgen müſſen, kein Gebrauch gemacht iſt. 


XV. 


Alle Kundgebungen in Betreff dieſes Anlehens werden in dem Preußiſchen 
Staatsanzeiger und außerdem in je einer in Hamburg und in Hannover erſchei⸗ 
nenden Zeitung eingerückt werden. 


Die mitunterzeichnete Norddeutſche Bank in Hamburg bezeugt ſich mit 
dem Inhalte der vorſtehenden Haupt⸗Schuldverſchreibung in allen Punkten ein⸗ 
verſtanden, und acceptirt hiermit die abgegebenen Erklärungen und Zugeſtändniſſe. 


Cr. 7577.) . Par⸗ 


Partial⸗Obligation 
der 
Anleihe des Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenvereins 
zu Osnabruͤck : 
von ! 
ſiebenhundert Tauſend Thalern 
der Thalerwährung, 


Antheil zweihundert Thaler. 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ben 18. 
(Geſetz-Samml. S ) 


Der Inhaber diefer Partial⸗Obligation hat einen Antheil von 
„zweihundert Thalern “ 


an derjenigen Anleihe von 700,000 Thalern erworben, welche der Georgs⸗ 
Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenverein laut der hierneben abgedruckten Haupt⸗ 
Schuldverſchreibung d. .........- BI bei der Norddeutſchen 
Bank in Hamburg kontrahirt hat. Der Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
verein erkennt daher den Inhaber dieſer Partial⸗Obligation zum Betrage von 
zweihundert Thalern als Theilnehmer an der fraglichen Anleihe und als ſeinen 
Gläubiger in der Art an, daß derſelbe zu dieſer Summe alle diejenigen Rechte 
zur ſelbſtſtändigen und direkten Ausübung überkommen hat, welche von dem 
Vereine in der Haupt⸗Schuldverſchreibung der Norddeutſchen Bank in Hamburg, 
deren Rechtsnachfolgern und Ceſſionairen eingeräumt ſind. 

Die am 2. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres fälligen Zinſen zu 
fünf Prozent pro anno werden gegen Einlieferung des betreffenden Kupons und 
das Kapital von zweihundert Thalern nach erfolgter Auslooſung oder obliga⸗ 
tionsmäßiger Kündigung gegen Rückgabe dieſer Partial⸗Obligation bei der Nord⸗ 
deutſchen Bank in Hamburg oder nach Wahl des Inhabers bei der Vereinskaſſe 
auf der Georgs⸗Marienhütte rechtzeitig bezahlt. 

Bei Rückzahlung des Kapitals müſſen der Talon und die noch nicht fäl⸗ 
ligen Kupons mit zurückgegeben werden. Der Betrag fehlender Kupons wird 
am Kapitale gekürzt. 

Osnabrück, den . ten 18. 
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Georgs-Marien-Bergwerks⸗ und Huͤttenverein. 


N) (Unterschrift der beiden Mitglieder des Vorſtandes oder deren Vertreter.) 
Stempel. 


(Unterſchrift der Norddeutſchen Bank in Hamburg.) 


(Es folgt: Abdruck Tania de ee und Abdruck der gerichtlichen 
Beſcheinigung wegen Ingroſſation der Hypotheken.) 


eh. | 
2. Januar 18 5 i 5 Ahle. Kurant. 
bezw. I. Juli > . 
Georgs- Marien- Bergwerks- und Hütlenverein 
| zu Osnabruͤck. 
Erſter (bis zehnter) Kupon 
zur 


Partial⸗ Obligation M 


Inhaber empfängt die am a 18.. fälligen halbjährigen 
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Zinſen mit 

fünf Thalern (Nummer des Kupons.) a 

bei der Norddeutſchen Bank in Hamburg oder bei der Vereinskaſſe auf S 
der Georgs⸗Marienhütte. 

Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenberein. 


(Fakſimile der Unterſchrift der beiden Mitglieder des Vorſtandes und Signatur 
eines Kontrolbeamten.) 


Wasa suo 


verjährt am 31. Dezember 18. 
Hunquaqplaza amd 


X ar 


Talon 


zu der 


Partial⸗Obligation . 
der f 
Anleihe des Georgs-Marien⸗Bergwerks⸗ und Huͤttenvereins zu Osnabrüd 
von 
ſiebenhundert Tauſend Thalern, 
Dom t! 1 
zu fünf Prozent pro anno verzinslich. 

Inhaber empfängt nach Fälligkeit des letzten Zinskupons gegen Rückgabe 
dieſes Talons koſtenfrei weitere halbjährige Zinskupons und einen neuen Talon 
bei der Norddeutſchen Bank in Hamburg, oder nach vorgängiger ſchriftlicher An⸗ 
meldung bei der Vereinskaſſe auf der Georgs⸗Marienhütte. 

Wegen des Verfahrens beim Verluſte dieſes Talons vergl. Nr. X. der 
Haupt⸗Schuldverſchreibung. 

Georgs⸗Marien⸗Bergwerks- und Hüͤttenverein. 


(Fakſimile der Unterſchrift der beiden 2 des Vorſtandes und Signatur 
eines Kontrolbeamten.) 


(Nr, 75777579.) (Nr. 7578.) 


(Nr. 7578.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Lebens 
verſicherungsgeſellſchaft „Friedrich Wilhelm“ zu Berlin beſchloſſenen Statut 
änderungen. Vom 17. Januar 1870. 


2. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 15. v. M. 
die in der Generalverſammlung vom 19. Juni v. I. beſchloſſenen Abänderungen 
der $$. 22. und 30, des Statuts der Aktiengeſellſchaft „Friedrich Wilhelm, Preu⸗ 
ßiſche Lebens- und Garantieverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Berlin“, zu geneh⸗ 
migen geruht. 5 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 17. Januar 1870. 
Der Miniſter für Handel Gewerbe und Der Miniſter des 


oͤffentliche Arbeiten. Innern. 
Im Auftrage: In Vertretung: 
Moſer. Bitter. 


(Nr. 7579.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der Abänderungen 
der SS. 5. 12. 15. und 18. des Statuts der „Aktiengeſellſchaft Ravens⸗ 
berger Volksbank“ mit dem Sitze zu Bielefeld. Vom 22. Januar 1870. 


Ba Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 15. Januar 
1870. die von der Generalverſammlung der „Aktiengeſellſchaft Ravensberger 
Volksbank“ zu Bielefeld zu den $$. 5. 12. 15. und 18. ihres Geſellſchaftsſtatuts 
beſchloſſenen Abänderungen, wie ſolche in der notariellen Verhandlung d. d. 
Bielefeld den 27. Oktober 1869. verlautbart ſind, zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt den Statut⸗Abänderungen wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Minden bekannt gemacht werden. a 

Berlin, den 22. Januar 1870. 


Der Minifter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gebdrugebſgirk im Büreau des Staats- Minifteriungtuterei 
Vorne 


